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Forschung

Alexandra Riegler

Dass sich die Verhandlungen 

für die neue Kompetenzzent-

rumsförderung so kompliziert 

gestalten, ist für Eva Czerno-

horszky, Leiterin des Bereichs 

Kompetenzzentren im Zentrum 

für Innovation und Technolo-

gie (ZIT), Ausdruck einer sehr 

positiven Entwicklung: Die Län-

der emanzipieren sich in ihrer 

Forschungspolitik von den einst 

starren Vorgaben des Bundes. 

Dieser will unterdessen K-neu 

– so der vorläufi ge Name für 

die Zukunftsstrategie der Kom-

petenzzentren – in Eigenregie 

über die Bühne bringen. Vor-

gegeben soll nur noch ein Rah-

men werden, innerhalb dessen 

die Länder Akzente setzen, Lü-

cken schließen und für die Regi-

on Relevantes vorantreiben.

Drei Stufen der Zusammen-

arbeit könnten dabei zur Aus-

wahl stehen: Einerseits eine 

ähnlich enge Kooperation wie 

bisher, andererseits eine lose 

Verbindung inklusive eigener 

Evaluierung oder die völlige 

Entkoppelung der Förderungs-

leistungen mit der Konzentra-

tion auf eigene Stoßrichtungen. 

Ob schließlich Wissenschaft-

licher Rat und Finanzministeri-

um in den positiven Grund tenor 

über die Emanzipation der Län-

der einstimmen, bleibt indes 

noch dahingestellt.

Anno 1998 war noch alles ganz 

anders: Aus der Planung für die 

Strukturförderung K-plus wur-

den die Länder herausgehalten, 

den finanziellen Beitrag hat-

ten sie dennoch zu leisten. Der 

politische Druck, mitzumachen, 

war groß, ein Nein keine Opti-

on. Auch konnte man dem Bund 

nur wenig Expertise entgegen-

setzen, die Forschungsförde-

rung steckte noch in den Kin-

derschuhen, abgesehen von der 

fi nanziellen Unterstützung von 

Einzelprojekten wurde kaum 

etwas unternommen.

Getrennte Wege

Doch K-plus und seine Ab-

wandlungen K-ind und K-net 

wurden zum Erfolg, die Län-

der versuchten sich an einer 

Forschungspolitik. Heute wird 

von eigens dazu abgestellten 

Agenturen ein zum Teil ausge-

klügeltes Förderungsportfo-

lio verwaltet. „K-plus hat eine 

Vervielfachung der Mittel be-

wirkt“, resümiert Harald Gohm, 

Geschäfsführer der Tiroler 

Zukunftsstiftung.

Dass Bund und Länder bei den 

Kompetenzzentren hinkünftig 

getrennte Wege gehen, ist vor 

allem auf den Widerstand Wiens 

zurückzuführen. „Es gab immer 

größere Probleme, die Trennung 

war die einzige logische Konse-

quenz“, so Czernohorszky. Die 

bisher bereits schwierige bud-

getäre Kalkulierbarkeit würde 

mit den sogenannten K2-Zen-

tren – Forschungseinrichtungen 

mit bis zu 200 Mitarbeitern und 

einem Förderbudget von bis zu 

zehn Mio. Euro – einen Grenz-

wert erreichen. Budgets in die-

ser Größenordnung könne man 

nicht einfach so reservieren, 

heißt es beim ZIT. Gleichzei-

tig gestalteten sich trotz zum 

Teil überregionaler Strategien 

die fi nanziellen Verhandlungen 

zunehmend als „kleinlich und 

mühsam“.

Auf der anderen Seite 

mussten sich die Länder trotz 

finanzieller Beteiligung bei 

den Evaluierungen auf das 

Urteilsvermögen des Bundes 

verlassen. Ein doppeltes Re-

viewing schien von Seiten der 

Forschungsinstitute mehr zeit-

raubend als zielführend: „Es ist 

kaum sinnvoll, wenn jeder sei-

ne eigene Evaluierung macht“, 

erklärt Markus Kommenda, Ge-

schäftsführer des K-plus-Zen-

trums Forschungszentrum Te-

lekommunikation Wien (FTW). 

Eine weitere treibende Kraft 

bei den „Unabhängigkeits-

bestrebungen“ war Oberös-

terreich. Auch wenn Gerlinde 

Pöchhacker, Geschäftsführe-

rin der Oberösterreichischen 

Technologie- und Marketing-

gesellschaft (TMG), die künf-

tige Zusammenarbeit mit dem 

Bund unverändert als eine 

„ganz enge“ beschreibt. Das bis 

dato einzige Land, das auch wei-

terhin sein Geld ohne Mascherl 

in den Fördertopf leert, ist die 

Steiermark. „Die Steirer wol-

len die Aufteilungen in Bundes- 

und Landesinteressen nicht“, 

weiß Rupert Pichler, Leiter der 

Abteilung für Forschungs- und 

Technologieförderung im Bun-

desministerium für Verkehr, 

Innovation und Technologie. Da 

sich der Anwendungsforschung 

in der Steiermark ohnehin be-

reits die Joanneum Research 

annimmt, sei man wohl mit der 

Grundlagenausrichtung der 

Kompetenzzentren zufrieden, 

keine große Veränderung täte 

Not, vermutet Pichler. Gleich-

zeitig sei jedoch unklar, warum 

das Bundesland bei fi nanziel-

len Leistungen für inzwischen 

elf Kompetenzzentren auf eine 

größere Bewegungsfreiheit 

verzichten will. 

Um weitere Komplexität zu 

verhindern, sind die Standortge-

meinden nicht zu den Verhand-

lungen eingeladen. Graz etwa, 

das sich an der Förderung der 

ersten Kompetenzzentren betei-

ligt, kommt dies wohl nicht un-

gelegen: Die Finanzprobleme 

der steirischen Landeshaupt-

stadt würden sich durch weitere 

Projekte nur noch verschärfen.

Führungsanspruch in der EU

Ehrgeizige Pläne werden un-

terdessen in Oberösterreich 

geschmiedet: Die Initiative 

„Innovatives OÖ 2010“ defi niert 

18 Strategien und 43 Maßnah-

men, die das Bundesland in vier 

Jahren zur „führenden innova-

tiven Region“ in Europa ma-

chen sollen. 600 Mio. Euro wer-

den zu diesem Zweck bis zum 

Ende des Jahrzehnts investiert, 

Schwerpunkte sind Mechatro-

nik, Informations- und Kommu-

nikationstechnologie (IKT), Life 

Sciences, Leichtbau und innova-

tive Werkstoffe sowie Logistik.

Öffnung zur EU

Wien konzentriert sich neben 

der wettbewerbsrechtlich kniff-

ligen Co- und Anbahnungsfi nan-

zierung für EU-Projekte auf 

die Vienna Spots of Excellence 

(VSOE). Als Ergänzung zu den 

Kompetenzzentren sollen mehr-

jährige Partnerschaften zwi-

schen Unternehmen und wis-

senschaftlichen Einrichtungen 

entstehen. Für die Firmen gilt 

es dabei, ihr Interesse durch 

einen Anteil an Barleistungen 

an die Gemeinschaft zu bele-

gen, die Prozentsätze orientie-

ren sich an der Unternehmens-

größe: KMU zahlen 25 Prozent, 

für größere Betriebe muss die 

Quote 50 Prozent übersteigen. 

Die VSOE-Themen liegen nä-

her an der wirtschaftlichen 

Verwertbarkeit, als dies bei den 

Kompetenzzentren der Fall ist, 

überdies werden weniger breit 

aufgestellte Konsortien ver-

langt. Die Forschungsergeb-

nisse sind schließlich den Part-

nern gemeinsam zu überlassen. 

So kann es schon vorkommen, 

dass aus einer Erkenntnis ein 

Großunternehmen und drei 

KMU ihren Nutzen ziehen.

Ebenfalls denkbar ist für die 

Bundeshauptstadt eine non-mo-

netäre Unterstützung: So könnte 

der Zugang zu politischen Kon-

takten das eine oder andere Pro-

jekt nach sich ziehen. 

www.ooe2010.at
www.zit.or.at

www.zukunftsstiftung.a

Mit einer Verdreifachung ihres 

Fördertopfes startet die EU 

Anfang 2007 in ihr 7. Rahmen-

programm (RP7) für For-

schung und Entwicklung. 

Sollte das geplante Budget im 

Frühjahr beschlossen werden, 

könnten bis 2013 gut 70 Mrd. 

Euro in vier Programmbe-

reichen zur Verfügung ste-

hen: Unter „Kooperationen“ 

werden Unterstützungen für 

Forschungs- oder Koordina-

tionsprojekte organisiert, 

die sich folgenden wissenschaftlichen und technologischen 

Schwerpunkten zuordnen lassen: Gesundheit, Lebensmittel, 

Landwirtschaft, Bio- und Nanotechnologie, Informations- und 

Kommunikationstechnologie (IKT), Energie, Umwelt, Verkehr, 

Geistes-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften sowie Sicher-

heit und Weltraum. Der größte Anteil mit über 12 Mrd. Euro 

geht dabei an IKT, gefolgt von Gesundheit (8,3 Mrd.) und Ver-

kehr (5,9 Mrd.). In den Sektor „Ideen“ fällt die Grundlagenfor-

schung. „Hu manressourcen“ fasst Programme zusammen, die 

Mobilität und Arbeitsbedingungen von Forschern verbessern, 

darunter die bereits bestehenden Marie Curie-Maßnahmen. 

„Kapazitäten“ setzt sich die Förderung der Infrastrukturen, 

diverse Exzellenzmaßnahmen, das Heranbringen der KMU an 

Forschung sowie eine deutlichere Kommunikation der Rolle 

der Wissenschaft in der Gesellschaft zum Ziel. RP7 bringt auch 

einige Vereinfachungen: Clearingstellen und Exekutivagen-

turen werden geschaffen sowie die zum Teil äußerst aufwän-

digen Abrechnungsmodalitäten rationalisiert. Die Regeln für 

eine Beteiligung am RP7 sind auf www.ffg.at abrufbar. arie

 Im Fördertopf 

Bei der Forschung gehen Bund und Länder künftig teilweise getrennte Wege.  Einige Bundesländer 

haben dabei ehrgeizige Pläne und wollen in Europa die erste Geige spielen. Foto: Andy Urban

Emanzipation mit Hindernissen 
Der Erfolg der Kompetenzzentren in Österreich treibt die Forschungspolitik in den Bundesländern an. 
Während der Bund das neue Programm nahezu alleine realisiert, setzen die Länder ihren eigenen Kopf durch. 
Über die frisch gewonnene Eigenständigkeit, komplexe Evaluierungen und den Ehrgeiz, Vorzeigeregion zu werden.
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